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Betriebsgemeinden (GewStAusglG.).
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6. Bundesgesetz: Erhöhung der Überwachungsgebühr für die monopolabgabefreie Branntweinerzeugung zum

Hausbedarf.
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8 . Bundesgesetz: Gewährung eines Bundeszuschusses zur Förderung der Behebung von Unwetterschäden in
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9 . Bundesgesetz: Genehmigung des Bundesrechnungsabschlusses für 1952.

1 0 . Bundesgesetz: Veräußerung der bundeseigenen Liegenschaft in Linz a. d. D., Untere Donaulände Nr. 68 und
Honauerstraße Nr. 3, EZ. 287, KG. Linz.

1 1 . Verordnung: 5. Beförderungssteuer-Durchführungsverordnung.
1 2 . Zweites Protokoll über zusätzliche Zugeständnisse im Rahmen des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens.

(Österreich und Deutschland).

3. Bundesgesetz vom 3. Dezember 1953,
betreffend die Anwendung und Durchfüh-
rung eines Gewerbesteuerausgleiches zwi-
schen Wohngemeinden und Betriebsgemein-

den (GewStAusglG.).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Zum Ausgleich der Lasten, die Orts-
gemeinden als Wohngemeinden für Personen er-
wachsen, deren auswärtige Arbeitstätigkeit in
gewerbesteuerpflichtigen Betrieben anderen Orts-
gemeinden zugute kommt, ist zwischen den ent-
sprechenden Gemeinden für je zwei aufeinander-
folgende Kalenderjahre (Anspruchszeitraum), be-
ginnend mit dem 1. Jänner 1954, ein Gewerbe-
steuerausgleich nach Maßgabe der folgenden Be-
stimmungen durchzuführen.

§ 2. (1) Wohngemeinden im Sinne des § 1 sind
Ortsgemeinden, in denen am Stichtag (§ 3) Ar-
beitnehmer ihren Wohnsitz hatten, die an diesem
Tage in einer anderen Ortsgemeinde (Betriebs-
gemeinde) in einem grundsätzlich der Gewerbe-
steuer unterliegenden Betrieb beschäftigt waren.
Ein Gewerbesteuerausgleich zwischen solchen Ge-
meinden findet nicht statt, wenn ihre Entfernung
voneinander 100 Kilometer übersteigt. Die Ent-
fernung ist nach der kürzesten Eisenbahnver-
bindung, falls aber eine solche nicht besteht, nach
der kürzesten Straßenverbindung zwischen den
beiden Gemeinden zu berechnen.

(2) Hinsichtlich der in einer mehrgemeind-
lichen Betriebsstätte beschäftigten Arbeitnehmer

unterbleibt zwischen den Gemeinden, über
welche sich die Betriebsstätte erstreckt, ein Ge-
werbesteuerausgleich.

(3) Hatte ein Arbeitnehmer am Stichtag in
mehreren Gemeinden seinen Wohnsitz, so ist er
bei der Berechnung des Ausgleichszuschusses (§ 5)
rücksichtlich der in Betracht kommenden Orts-
gemeinden nur anteilsmäßig zu berücksichtigen.
Dem Wohnsitz steht, wenn ein solcher im In-
land fehlt, der gewöhnliche Aufenthalt gleich.
Durch die Unterbringung am Beschäftigungsort
in einem Massenquartier wird ein Wohnsitz im
Sinne dieses Bundesgesetzes nicht begründet.

§ 3. Als Stichtag gilt der Tag der allgemeinen
Personenstandsaufnahme jenes Kalenderjahres,
das dem zweijährigen Anspruchszeitraum (§ 1)
unmittelbar vorangeht. Wurde eine solche Per-
sonenstandsaufnahme nicht durchgeführt, dann
gilt als Stichtag der Tag der letzten tatsächlich
durchgeführten Personenstandsaufnahme.

§ 4. (1) Ein Ausgleichszuschuß kann nur be-
ansprucht werden, wenn am Stichtag in der Be-
triebsgemeinde mehr als 15 Arbeitnehmer be-
schäftigt waren, die in der Anspruch erhebenden
Wohngemeinde ihren Wohnsitz hatten.

(2) Sind Ortsgemeinden im Verhältnis zuein-
ander sowohl Wohngemeinden als auch Betriebs-
gemeinden, so sind die Beschäftigtenzahlen gegen-
einander aufzurechnen. Ein Anspruch auf einen
Ausgleichszuschuß besteht nur für diejenige der
beiden jeweils in Betracht kommenden Orts-
gemeinden, zu deren Gunsten ein Überschuß
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von mehr als 15 Arbeitnehmern, die in der an-
deren Gemeinde beschäftigt waren, verbleibt.

(3) Die Aufrechnung ist auch dann vorzuneh-
men, wenn die als Betriebsgemeinde in Anspruch
genommene Ortsgemeinde ihrerseits einen An-
spruch auf Ausgleichszuschuß nicht erhoben hat
oder die Zahl der in dieser Ortsgemeinde wohn-
haften, in der anderen Ortsgemeinde beschäf-
tigten Arbeitnehmer 15 nicht übersteigt.

§ 5. (1) Der Ausgleichszuschuß, den eine Be-
triebsgemeinde an eine Wohngemeinde zu zahlen
hat, beträgt je Arbeitnehmer und Jahr 130 S
(Kopfbetrag). Arbeitnehmer von Betrieben, die
in dem dem zweijährigen Anspruchszeitraum
vorangegangenen Kalenderjahr weder Gewerbe-
steuer nach dem Gewerbeertrag noch nach dem
Gewerbekapital entrichtet haben, sind aus der
der Berechnung des Ausgleichszuschusses zu-
grunde zu legenden Zahl der Arbeitnehmer aus-
zuscheiden.

(2) Übersteigt der Betrag von 130 S die Hälfte
jenes Betrages an Gewerbesteuer nach dem Ge-
werbeertrag und dem Gewerbekapital, der auf
den Kopf der Arbeitnehmer entfällt, die am
Stichtag in der Betriebsgemeinde in der Gewerbe-
steuer unterliegenden Betrieben beschäftigt
waren, so ist nur die Hälfte des Kopfbetrages
als Ausgleichszuschuß je Arbeitnehmer zu leisten.

(3) Für die Berechnung des Kopfbetrages nach
Abs. 2 ist die Summe der im Jahre des Stich-
tages (§ 3 Sätze 1 und 2) an die Betriebs-
gemeinde erfolgten Überweisungen an Gewerbe-
steuer nach dem Gewerbeertrag und dem Ge-
werbekapital abzüglich der Rückvergütungen
entscheidend.

§ 6. Die Wohngemeinden haben ihre An-
sprüche auf Zahlung eines Ausgleichszuschusses
bei sonstigem Verluste des Anspruches binnen
der ersten drei Monate des zweijährigen Zeit-
raumes anzumelden, auf welchen sich der An-
spruch bezieht. Die Anmeldung, die an die in
Anspruch genommene Betriebsgemeinde zu rich-
ten ist, hat Zahl, Vor- und Zuname, Geburts-
daten und Anschrift der Arbeitnehmer sowie
Namen und Anschrift der Arbeitgeber zu ent-
halten.

§ 7. Die Betriebsgemeinde hat gegenüber der
in Betracht kommenden Wohngemeinde bis zum
Ablauf des fünften Monates des zweijährigen
Anspruchszeitraumes die Erklärung abzugeben,
ob und in welchem Umfange sie den Anspruch
anerkennt. Gibt die Betriebsgemeinde innerhalb

dieser Frist eine Erklärung nicht ab, so gilt der
Anspruch der Wohngemeinde als anerkannt.
Kommt eine Einigung zwischen der W o h n -
gemeinde und Betriebsgemeinde über den An-
spruch auf Ausgleichszuschuß nicht zustande, so
6nden — unbeschadet der Vorschriften über die
Ausübung der Aufsicht über die Gemeinden durch
die Gemeindeaufsichtsbehörden — die Bestim-
mungen des Art . 137 B-VG. in der Fassung von
1929 Anwendung.

§ 8. Der auf jedes Jahr des Anspruchszeitraumes
entfallende Ausgleichszuschuß ist jeweils am
30. Juni zu entrichten.

§ 9. Die Ortsgemeinden sind verpflichtet, ein-
ander Auskunft über die für die Berechnung des
Ausgleichszuschusses maßgebenden Umstände zu
geben und Einsicht in die Unterlagen zu ge-
währen.

§ 10. Hinsichtlich der in diesem Bundesgesetz
vorgesehenen Fristen gelten die Bestimmungen
des § 10 des Abgabenrechtsmittelgesetzes, BGBl.
Nr . 60/1949.

§ 11. Dieses Bundesgesetz t r i t t mit dem 1. Jän-
ner 1954 in Kraft. Mit seiner Vollziehung ist
das Bundesministerium für Finanzen betraut, das
auch nähere Bestimmungen über die Berechnung
der Entfernungen zwischen den Gemeinden (§ 2
Abs. 1) durch Verordnung treffen kann.

Körner
Raab Kamitz

4. Bundesgesetz vom 3. Dezember 1953,
betreffend Änderungen des Zolltarifes.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der mit dem Bundesgesetz vom 5. Sep-
tember 1924, BGBl. Nr. 445 (Zolltarifgesetz), er-
lassene Zolltarif in der Fassung des Bundes-
gesetzes vom 18. Juni 1946, BGBl. Nr. 127
(Zollüberleitungsgesetz), wird nach Maßgabe der
einen Bestandteil dieses Bundesgesetzes bildenden
Anlage geändert.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen im Ein-
vernehmen mit den beteiligten Bundesministe-
rien betraut.

Körner
Raab Kamitz
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5. Bundesgesetz vom 3. Dezember 1953
über die Einhebung einer Sonderabgabe vom

Bier.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Bis 31. Dezember 1954 wird zur teil-
weisen Bedeckung von Investitionen des Bundes
und der Länder eine Sonderabgabe vom Bier ein-
gehoben. Die Sonderabgabe ist eine gemein-
schaftliche Bundesabgabe gemäß § 6 Z. 2 lit. a
des Finanz-Verfassungsgesetzes 1948, BGBl.
Nr. 45. Die Bestimmungen des Finanzausgleichs-
gesetzes über die Biersteuer gelten auch für die
Sonderabgabe vom Bier.

§ 2. Die Sonderabgabe beträgt 10 S für 1 hl
Bier.

§ 3. Auf die Sonderabgabe finden die für die
Biersteuer geltenden Vorschriften, insbesondere
die Vorschriften über die Entstehung der Bier-
steuerschuld, die Entrichtung der Biersteuer,
die Aufzeichnungspflicht sowie über die Be-
freiung von der Biersteuer und Erstattung der-
selben, sinngemäß Anwendung.

§ 4. Die getrennt zu berechnende Sonderab-
gabe gilt nicht als Entgelt im Sinne des Umsatz-
steuergesetzes.

§ 5. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1954 in Wirksamkeit.

§ 6. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Körner
Raab Kamitz

6. Bundesgesetz vom 3. Dezember 1953,
womit die Überwachungsgebühr für die mo-
nopolabgabefreie Branntweinerzeugung zum

Hausbedarf erhöht wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die durch das Bundesgesetz vom 18. Mai
1949, BGBl. Nr. 111, mit 1 S je Raumliter
Branntwein festgesetzte Überwachungsgebühr für
die monopolabgabefreie Branntweinerzeugung
zum Hausbedarf wird bis 31. Dezember 1954 im
erhöhten Betrage von 3 S je Raumliter Brannt-
wein in einer Weingeiststärke von höchstens
50 Raumhundertteilen erhoben.

§ 2. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1954 in Wirksamkeit.

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Körner
Raab Kamitz

7. Bundesgesetz vom 3. Dezember 1953,
womit das Finanzausgleichsgesetz 1953 ab-
geändert wird (Finanzausgleichsnovelle 1954).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Finanzausgleichsgesetz 1953, BGBl.
Nr. 225/1952, wird abgeändert wie folgt:

1. § 13 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Die Länder und die Stadt Wien haben im

Sinne des § 5 des Lehrerdienstrechts-Kompetenz-
gesetzes, BGBl. Nr. 88/1948, zu den Kosten der
Besoldung der Lehrer der öffentlichen Volks-,
Haupt- und Sonderschulen Beiträge zu leisten,
und zwar:

a) zum Aktivitätsaufwand, soweit in einem
Land am 15. Oktober 1954 die Zahl der
Volks-, Haupt- und Sonderschullehrer ein-
schließlich der vom Bund besoldeten Leh-
rer für einzelne Gegenstände (Fremdspra-
chen, Handarbeit, Hauswirtschaft, Musik,
Religion usw.) 1/30 der Zahl der Volks-
schüler, vermehrt um 1/20 der Zahl der
Hauptschüler und um 1/15 der Zahl der
Sonderschüler, übersteigt. Als Beitrag ist
dem Bund der Mehraufwand zu ersetzen,
der auf diesen Überstand entfällt. Der Be-
rechnung des Mehraufwandes wird ein
Durchschnittsbezug zugrunde gelegt; dieser
wird aus dem tatsächlichen Personalauf-
wand (Aktivitätsbezüge) für alle Volks-,
Haupt- und Sonderschullehrer einschließ-
lich der Lehrer für einzelne Gegenstände
in den Monaten Jänner bis Dezember 1954
ermittelt. Zum Personalaufwand im Sinne
dieser Bestimmung gehören auch Reise-
und Übersiedlungsgebühren, Belohnungen
und Aushilfen. Für die Länder, die danach
einen Beitrag nicht zu entrichten hätten,
tritt an die Stelle von 1/30, 1/20 und 1/15 bei
der Beitragsberechnung 1/31, 1/21 und 1/16.
Für Länder, in denen die Zahl der Lehrer
1/31 der Zahl der Volksschüler, vermehrt
um 1/21 der Zahl der Hauptschüler und um
1/16 der Zahl der Sonderschüler, nicht über-
steigt, entfällt die Beitragsleistung zum
Aktivitätsaufwand. In den Monaten Jänner
bis Dezember 1954 sind auf den Beitrag
zum Aktivitätsaufwand Vorschüsse zu ent-
richten, die unter Zugrundelegung des Bun-
desvoranschlages 1954 und der Dienst-
postenpläne 1954 zu berechnen und von
den monatlichen Vorschüssen auf die Er-
tragsanteile der Länder an den gemein-
schaftlichen Bundesabgaben einzubehalten
sind. Soweit der bei den Volks-, Haupt-
und Sonderschulen insgesamt sich ergebende
Überstand an Lehrern auf ein Sinken der
Schülerzahl an diesen Schulen gegenüber
dem Stand am 15. Oktober 1953 und nicht
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auf die Neuaufnahme von Lehrern nach
dem 15. Oktober 1953 zurückzuführen ist
und wenn das Land nachweist, daß der
Überstand an Lehrern nicht durch Entlas-
sung von Vertragslehrern beseitigt werden
kann, ist er bei der Berechnung des Bei-
trages nicht zu berücksichtigen;

b) zum Pensionsaufwand, wenn ein Lehrer
vor Ablauf des Jahres, in dem er das
65. Lebensjahr vollendet, von Amts wegen
in den Ruhestand versetzt wird und nicht
Dienstunfähigkeit vorliegt. Der Beitrag be-
steht in diesen Fällen im Ersatz des Ruhe-
genusses durch das Land bis zum Ablauf
des Jahres, in dem der Ruhegenußempfän-
ger das 65. Lebensjahr vollendet."

2. § 14 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Aus den Ertragsanteilen der Länder und

Gemeinden an den gemeinschaftlichen Bundesab-
gaben für das Jahr 1954 mit Ausnahme des Kul-
turgroschens wird ein Betrag von 700 Millionen
Schilling vorweg zugunsten des Bundes aus-
geschieden. Von dem ausgeschiedenen Betrag ent-
fallen bei unverändertem Gebietsstand auf die
Länder ohne Niederösterreich und Wien 21 v. H.,
auf das Land Niederösterreich 5 v. H., auf Wien
als Land und Gemeinde 33 1/3 v. H. und auf die
Gemeinden ohne Wien 402/3 v. H. Diese Beträge
sind in zwölf gleichen Teilen von den monat-
lichen Vorschüssen auf die Ertragsanteile einzu-
behalten. Der auf die Länder ohne Niederöster-
reich und Wien entfallende Betrag ist bei der
endgültigen Abrechnung auf die Länder im Ver-
hältnis ihrer Ertragsanteile an den gemeinschaft-
lichen Bundesabgaben mit Ausnahme des Kul-
turgroschens aufzuteilen. Das gleiche gilt hinsicht-
lich der Gemeinden ohne Wien, nach Ländern
zusammengefaßt. Der auf die Gemeinden jedes
Landes entfallende Betrag wird im Verhältnis
der Finanzkraft der Gemeinden aufgeteilt. Diese
wird erfaßt durch Heranziehung

1. von 50 v. H. der Ertragsanteile der Ge-
meinden an den gemeinschaftlichen Bundesab-
gaben;

2. der Grundsteuer von den land- und forst-
wirtschaftlichen Betrieben unter Zugrundelegung
der Meßbeträge 1953 und des Hebesatzes
von 200 v. H.;

3. der Grundsteuer von den Grundstücken
unter Zugrundelegung der Meßbeträge 1953 und
des Hebesatzes von 200 v. H., bei den Erstar-
rungsbeträgen des doppelten Erstarrungsbetrages;

4. der Gewerbesteuer vom Gewerbeertrag und
Gewerbekapital unter Zugrundelegung der Meß-
beträge 1953 und des Hebesatzes von 250 v. H.,
a b z ü g l i c h folgender Aufwendungen aus
Gemeindemitteln :

a) 50 v. H. des für 1953 veranschlagten
ordentlichen Betriebsabganges der öffent-
lichen Krankenanstalten der Gemeinden,

b) 20 v. H. des für 1953 veranschlagten Auf-
wandes zur Beseitigung durch Kriegsein-
wirkung entstandener Schäden an den öf-
fentlichen Gebäuden der Gemeinden, sofern
für 1954 ein gleichartiger Aufwand von
mindestens der Hälfte des Voranschlags-
betrages 1953 veranschlagt erscheint."

3. Im § 15 Abs. 1 treten an die Stelle der
Worte „31. Dezember 1953" die Worte „31. De-
zember 1954".

Artikel II.

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1954
in Wirksamkeit.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Körner
Raab Kamitz

8. Bundesgesetz vom 3. Dezember 1953,
betreffend die Gewährung eines Bundes-
zuschusses zur Förderung der Behebung
von Unwetterschäden in einzelnen Bundes-

ländern.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Um die Maßnahmen der Bundesländer
Kärnten, Niederösterreich, Oberösterreich, Salz-
burg und Steiermark zur Behebung der Sach-
schäden zu fördern, die in diesen Ländern durch
im Juli und August 1953 eingetretene Unwetter-
katastrophen entstanden sind, wird nach Maß-
gabe der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes aus
Bundesmitteln ein Zuschuß im Höchstausmaß
von 3'9 Millionen Schilling gewährt. Der Zu-
schuß an Kärnten wird mit 200.000 S, an Nieder-
österreich mit 2,100.000 S, an Oberösterreich mit
900.000 S, an Salzburg mit 300.000 S, an Steier-
mark mit 400.000 S begrenzt. .

§ 2. Der Bundeszuschuß nach § 1 ist nur zur
Förderung der Behebung von Unwetterschäden
bestimmt, die sich im Vermögen von physischen
Personen oder juristischen Personen, sofern letz-
tere ausschließlich Personen des Privatrechtes sind,
ereignet haben. Mittel aus dem Bundeszuschuß
dürfen nur zugeteilt werden, wenn die Schadens-
behebung zur Erhaltung der Existenzgrundlage
des Betroffenen erforderlich ist. Im einzelnen Fall
darf der Bundeszuschuß die Hälfte des aus Landes-
mitteln zur gegenständlichen Förderung zugewie-
senen Betrages nicht übersteigen.

§ 3. Die Zuweisung der Mittel aus dem Bundes-
zuschuß ist an den Nachweis der erfolgten Zu-
weisung der entsprechenden Landesmittel ge-
knüpft. Die haushaltsmäßige Verrechnung des
Bundeszuschusses wird den Ländern zur Bedin-
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gung gemacht. Bis Ende 1954 nicht in Anspruch
genommene Mittel aus dem Bundeszuschuß ver-
fallen zugunsten des Bundes.

§ 4. Die Überprüfung der Voraussetzungen
für die Gewährung sowie der widmungsgemäßen
Verwendung des Bundeszuschusses bleibt dem
Bund vorbehalten.

§ 5. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Körner
Raab Kamitz

9. Bundesgesetz vom 3. Dezember 1953
über die Genehmigung des Bundesrechnungs-

abschlusses für 1952.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Dem vom Rechnungshof dem Nationalrat vor-
gelegten Bundesrechnungsabschluß der Republik
Österreich für das Verwaltungsjahr 1952 wird
die Genehmigung erteilt.

Körner
Raab Schärf Helmer Gerö
Kolb Maisel Kamitz Thoma
Illig Waldbrunner Figl

10. Bundesgesetz vom 16. Dezember 1953,
betreffend die Veräußerung der bundes-
eigenen Liegenschaft in Linz a. d. D., Untere
Donaulände Nr. 68 und Honauerstraße

Nr. 3, EZ. 287, KG. Linz.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Das Bundesministerium für Finanzen ist
ermächtigt, die bundeseigene Liegenschaft in
Linz a. d. D., Untere Donaulände Nr. 68 und
Honauerstraße Nr. 3, EZ. 287, KG. Linz, zu
veräußern.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
wird das Bundesministerium für Finanzen be-
traut.

Körner
Raab Kamitz

1 1 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 9. Dezember 1953 zur
Durchführung des Beförderungssteuergesetzes
1953 (5. Beförderungssteuer-Durchführungs-

verordnung).

Auf Grund des Beförderungssteuergesetzes
1953, BGBl. Nr. 22, wird im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Handel und Wieder-
aufbau und dem Bundesministerium für Verkehr
und verstaatlichte Betriebe verordnet:

§ 1. In der Zeit bis zum 31. Dezember 1955,
ausgenommen im Güterfernverkehr (§ 3 Abs. 2
des Gesetzes), durchgeführte gewerbsmäßige, ent-
geltliche Beförderungen nachstehender Güter
unterliegen nicht der Beförderungssteuer, wenn
für die Beförderungsleistung nicht mehr als
94 v. H. des normalen tarifmäßigen Beför-
derungsentgeltes berechnet werden:
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§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1954
in Kraft.

Kamitz

12.

Nachdem das am 31. Juli 1953 in New York unterzeichnete Zweite Protokoll über zusätzliche
Zugeständnisse im Rahmen des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens (Österreich und Deutsch-
land), datiert Innsbruck, den 22. November 1952, welches also lautet:

(Übersetzung)

Zweites Protokoll über zu-
sätzliche Zugeständnisse im
Rahmen des Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkom-

mens.
(Österreich und Deutschland.)

Nachdem die Staaten, die
Vertragspartner des Allgemei-
nen Zoll- und Handelsabkom-
mens sind (nachstehend als „die
Vertragspartner" beziehungs-
weise „das Allgemeine Abkom-
men" bezeichnet), Verfahren
für die Inkraftsetzung der Er-
gebnisse von Zolltarifverhand-
lungen zwischen zwei oder
mehr Vertragspartnern im Rah-
men des Allgemeinen Abkom-
mens vereinbart haben, und

da die Bundesrepublik
Deutschland und die Republik
Österreich, die Vertragspartner
des Allgemeinen Abkommens
sind (nachstehend als „Verhan-
delnde Vertragspartner" be-
zeichnet), Zolltarifverhandlun-
gen durchgeführt haben und die
Ergebnisse dieser Verhandlun-
gen auf obigem Wege in Kraft
zu setzen wünschen,

w i r d v e r e i n b a r t :

1. Am 30. Tage nach dem
Tage der Unterzeichnung die-
ses Protokolls durch einen der
Verhandelnden Vertragspartner
tritt die als Anlage beigefügte
Zollzugeständnisliste des betref-



54 Stück 2, Nr. 12.

fenden Vertragspartners in
Kraft und gilt als Zollzuge-
ständnisliste dieses Vertrags-
partners zum Allgemeinen Ab-
kommen.

2. Jedem der Verhandelnden
Vertragspartner, der dieses Pro-
tokoll unterzeichnet hat, steht
es frei, jederzeit jedes der in
der entsprechenden, diesem Pro-
tokoll als Anlage beigefügten
Liste vorgesehene Zugeständnis
ganz oder teilweise auszusetzen
oder zurückzunehmen, wenn
der andere Vertragspartner die-
ses Protokoll nicht unterzeich-
net hat.

Mit der Maßgabe, daß

I. der Verhandelnde Ver-
tragspartner, der ein der-
artiges Zugeständnis ganz
oder teilweise aussetzt
oder zurücknimmt, dies
allen Vertragspartnern in-
nerhalb von 30 Tagen
nach dem Tage der Aus-
setzung oder Zurück-
nahme mitteilt und mit
den Vertragspartnern, die
an der betreffenden Ware

• ein wesentliches Interesse
haben, auf deren Ersuchen
in Beratungen eintritt;
und daß

II. jedes in dieser Weise aus-
gesetzte oder zurückge-
nommene Zugeständnis
mit Wirkung vom
30. Tage nach dem Tage,
an dem der andere Ver-
handelnde Vertragspart-
ner dieses Protokoll unter-
zeichnet, Anwendung fin-
det.

3. In allen Fällen, in denen
in Artikel II des Allgemeinen
Abkommens auf das Datum
dieses Abkommens Bezug ge-
nommen wird, gilt das Datum
dieses Protokolls als maßgebend
für die dem Protokoll beige-
fügten Zollzugeständnislisten.

4. (a) Der Originaltext die-
ses Protokolls mit seinen An-
lagen wird beim Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen
hinterlegt und liegt am Sitz der
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Vereinten Nationen zur Unter-
zeichnung durch die Vertrags-
staaten bis 22. Mai 1953 auf.

(b) Der Generalsekretär der
Vereinten Nationen soll un-
verzüglich jedem Vertragsstaat
und jedem Staat, der an der
Konferenz der Vereinten Na-
tionen über Handel und Be-
schäftigung teilgenommen hat,
und jedem anderen Mitglied-
staat der Vereinten Nationen
eine beglaubigte Ausfertigung
dieses Protokolls sowie eine
Mitteilung über jede Unter-
zeichnung zustellen.

(c) Der Generalsekretär ist
ermächtigt, dieses Protokoll ge-
mäß Artikel 102 der Charta
der Vereinten Nationen zu re-
gistrieren.

5. Dieses Protokoll trägt das
Datum vom 22. November 1952.

Gegeben zu Innsbruck in
einem einzigen Exemplar in
englischer und französischer
Sprache, wobei beide Texte in
gleicher Weise verbindlich sind,
soweit in den als Anlage bei-
gefügten Listen nichts anderes
bestimmt ist.
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Anlage
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Anlage
(Übersetzung.)

ALLGEMEINES ZOLL- UND HANDELSABKOMMEN
Zolltarifverhandlungen 1952

Liste der Zollzugeständnisse Österreichs an die Bundesrepublik Deutschland

Der Text dieser Liste ist nur in englischer Sprache authentisch
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Protokoll für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der in diesem Protokoll enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Handel
und Wiederaufbau und vom Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet
und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 31. Oktober 1953.

Der Bundespräsident:

Körner

Der Bundeskanzler:

Raab

Der Bundesminister für Finanzen:

Kamitz

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:

Illig

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:

Gruber

Die in Ziffer 4 des vorliegenden Protokolls festgesetzte Unterzeichnungsfrist ist einvernehmlich
bis 1. August 1953 verlängert worden. Da Österreich das Protokoll am 31. Juli 1953 unterzeichnet
hat, ist die als Anlage zum Protokoll beigefügte Liste der Zollzugeständnisse Österreichs an die
Bundesrepublik Deutschland gemäß Ziffer 1 des Protokolls am 30. August 1953 in Kraft getreten.

Raab
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